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der 

zur 

ob der Landkreis 

von 

11 ermann und Partner 

A. 


Der Landkreis Ammerland hat uns mit ei-vom 1. Juni 2016 

nen 

der 

im Hinblick 

\A/""hl"l:~nrl des 

tens Ende das nlelner'lne 

2017 das neue § 2b 

...... e>,l"'nT weiter anwenden 

~nr'Q\!l/QnnQT werden sollte. 

2017 


oder ob dem 1 


von 

Arbeiten im Verhältnis zu 

und unsere Verantwortlichkeit für unsere 

- die 

in vom 1. Januar 

die Gutachten sind. 

B. Sachverhalt 

Zur der ob eine f"ri"iln"7,c"hn des § UStG 

von verbunden 

Investitionen zunOlnl'Clntc:.n 

haben wir dem Ammerland eine 

haben wir uns darauf no.e.",n',NT 

I-rr~:lC'C'llnnC'rn'ClC'Lro nlhor'C''''lnrlf" in der alle 

in ""..,.,">,..-.nTrl,n Investitionen 

1'1 01" r", 1'1 on wurden. Mit 

Landkreises und seiner ~,nonlnotlrll::>i'"\o 

ein­

hin 

ob eine im 

sinnvoll erscheint. 

auf resultie-

Amt 58 für nOC~"''"\1'10IrO 

und Amt AD 

relevanter 
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C. Darstellung der von uns getroffenen Feststellungen 

Bei Auswertung der uns überlassenen Unterlagen haben wir folgende Feststellungen getrof­

fen: 

I. Sonderhaushalte 

Der Landkreis Ammerland verfügt über zwei Eigenbetriebe, die von der Entscheidung des 

Landkreises für bzw. gegen eine frühzeitige Anwendung des § 2b UStG betroffen sind, da es 

sich bei ihnen um rechtlich unselbständige Sonderhaushalte des Landkreises handelt. 

1. 

Der Eigenbetrieb Immobilienbetreuung ist für die Planung, Ausführung und Überwachung 

von Bau-, Instandhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen aller kreiseigenen Immobilien ein­

schließlich der Immobilien der Eigenbetriebe zuständig und ist nach altem Recht nicht unter­

nehmerisch tätig. 

Nach den uns vorliegenden Unterlagen stehen für 2017 Investitionen im Bereich Ausstattung 

des neu errichteten Bildungs- und Beratungszentrums (BBZ) in Höhe von € 295.000,00 an. 

Ob hier eine Möglichkeit zum (anteiligen) Vorsteuerabzug unter Geltung des § 2b UStG be­

steht, richtet sich nach der Art der Nutzung dieser Einrichtung. Nach den uns zur Verfügung 

gestellten Unterlagen sowie den telefonischen Auskünften von Herrn Hullen vom 

13. Juli 2016 gehen wir davon aus, dass in diesem Bereich keine (oder höchstens eine sehr 

eingeschränkte) Möglichkeit zum Vorsteuerabzug besteht. 

Die Räumlichkeiten im BBZ (und damit auch dessen Inventar) werden teilweise vom Land­

kreis selbst für hoheitliche Aufgaben (Prüfungsamt und Beratungsstelle) bzw. Tätigkeiten 

(Kreisvolkshochschule) genutzt, die nach unseren Erfahrungen mit anderen Volkshochschu­

len in kommunaler Trägerschaft i. d. R. ausschließlich umsatzsteuerbefreit sind (dafür spricht 

auch, dass die Kreisvolkshochschule bislang gar nicht als Betrieb gewerblicher Art erfasst 

ist). Darüber hinaus werden Teilbereiche an Dritte überlassen. Diese Überlassung erfolgt 

zum Teil unentgeltlich (Musikschule Ammerland e.V.), so dass insoweit ebenfalls von einer 

nichtunternehmerischen Tätigkeit auszugehen ist. Soweit die Überlassung im Einzelfall ge­

gen Entgelt erfolgt (dies kommt gelegentlich bei Nutzungen durch die KVHS gGmbH vor), 

liegen Vermietungsleistungen an einen steuerbefreiten Unternehmer vor, die zwingend (d. h. 
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ohne Möglichkeit zur Option gemäß § 9 UStG) umsatzsteuerbefreit sind, vgl. § 4 Nr. 12 a 

UStG). 

Wenn das BBZ insgesamt gar nicht zur Bewirkung von umsatzsteuerpflichtigen Entgelten 

genutzt wird, kommt auch ein Vorsteuerabzug aus den Herstellungs- bzw. Einrichtungskos­

ten des BBZ nicht in Betracht. 

Weitere wesentliche Investitionen mit Vorsteuerpotential sind für den Übergangszeitraum (ab 

2017) nicht geplant. 

Wir haben im Rahmen unserer Untersuchung festgestellt, dass es im Eigenbetrieb Immobili­

enbetreuung in 2016 sowie in den Vorjahren zum Teil erhebliche Investitionen - namentlich 

die Erweiterung eines Parkdecks, der Neubau des BBZ, die Aufstockung des Kreishausge­

bäudes, die Erweiterung des Strahlentherapie-Ärztehauses sowie den Neubau eines Perso­

nalwohnheims - von insgesamt rd. T€ 10.535 gegeben hat. 

Möglicherweise kommt auch aus diesen Investitionen noch ein anteiliger Vorsteuerabzug in 

Betracht, wenn sich der Kreis bereits für Zeiträume vor 2017 auf die Rechtsprechung des 

BFH und des. EuGH zur Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand unter Berücksichtigung 

der Mehrwertsteuersystemrichtlinie beruft, oder wenn - bei Wirtschaftsgütern, die erstmalig 

nach dem 31. Dezember 2016 und damit grundsätzlich unter Geltung des § 2b UStG genutzt 

werden - der Landkreis gegenüber der Finanzverwaltung nachweisen kann, dass er von 

Anfang an (d. h. bereits bei Bezug der Eingangsleistungen) eine unternehmerische Nutzung 

dieser Wirtschaftsgüter beabsichtigt hatte. 

Sofern Sie dies wünschen, sind wir gerne bereit, diese Frage im Rahmen einer weitergehen­

den Prüfung zu untersuchen. Für eine solche Prüfung wird eine umfassende Beschreibung 

der Nutzung der einzelnen Immobilien sowohl durch den Eigenbetrieb als auch auf der End­

stufe benötigt. Sofern der Eigenbetrieb Immobilienbetreuung von ihm errichtete bzw. sanierte 

Gebäude langfristig gegen Entgelt an Dritte (hierzu gehört nicht der Landkreis selbst) über­

lässt, bewirkt er jedenfalls nach neuem, möglicherweise aber auch nach altem Recht (Ver­

pachtungs-BgA nach § 4 Abs. 3 KStG) als Unternehmer Vermietungsleistungen. Diese sind 

zwar grundsätzlich nach § 4 Nr. 12a UStG steuerfrei, können aber unter den Voraussetzun­

gen des § 9 UStG (Vermietung an einen Unternehmer für dessen Unternehmen zur Be­

wirkung steuerpflichtiger Ausgangsumsätze durch diesen) im Interesse eines (zumin­

dest antei.ligen) Vorsteuerabzugs aus umsatzsteuerlich belasteten Eingangsleistungen als 

umsatzsteuerpflichtig behandelt werden (sog. Option zur Steuerpflicht). Sofern hingegen der 
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Mieter B. ......,n,""""''''''"""",N Klinik von ihm ~n,na,~,~~to·ton 
'LV\f ........... '~, gar 

Ihrenvon Einnahmen zur nn~:::lhc~n beim Parkdeck der 

steu­

erbefreiten Weiterver­

eine zur 

von Wohnraum im 

al""ar·ou'he.n an 

und ein 

2. 


Der ra.... nTII .... n~~r L-""1'"."" ...,.... , In,nc·tr61"'!or im Bereich 

nt'lt .... htln.c.n Abfällen aus ......-1\,,""', .. 

Ent­

der l:1eltrrebsll eltlul 

r1or7.o.I1' arbeitet der !'-'rl,anha1rrloh der 

zusammen. Darüber 

\I,.....,·C'1' ..' ... V1~,..... Zusammenarbeit mit weiteren Abfallentsor­

von 

hinaus 

g 

reich zu der zu ge­

vante 

rechtlich uU";~"-4 ..... ·v~g, und 

.TrI':!""'''''''''' aDqleS(~nll:)s~;en werden bzw. 

als 

werden. 

1,..... ... ! ... ""11~,..... 

im 

unter Be­

7\AJlnl"'lan,r1 

schen 1......,(:-~t·7Ctol ,c,rni'Ii,.,I-,tirl ist und daher 

zu einer unternehmeri-

Berechti­

im '''''''''.o'T',,1I 

form im I-Irr"lhl,,.,v 

nur im 

die Wahl einer 

die damit alniharn~.,.hc,nrl!o 1-1 0 r"..,,., 1'\1',,..., , zum 

untersucht werden. ~hl~o.n einer \ln ...-r,n1'1'o,... 

13998 Kurz'gutac:hten I JS! .. I-iH .. [ .:n""K 

http:r1or7.o.I1


11 ermann und Partner 

11. 

C'Clo.nC"1"rlDer Ammerland auch in in einer Vielzahl von 

§ 2b und den damit 

stellt werden. 

1. 
Im Bereich des LJ ........... ,....... ,... ~ ......n,+. sind im 

eine des § 2b 

UStG kein \'I'"'<Y·.... T'"" ',","''''l"\t,~n'''''I'''' 

2. 

für das Amt Finanzwesen der Landkreis während des 

keine ist.so dass ein "nr'-'T<..>' lorlnI"\1'on'tl~1 "r"'h ..... '..... rirH·' 

3. 

Im Bereich Sicherheit undnf'f'·........ · •• i ... ·h... 
 es eine Reihe von die 

aber keiner von Einnahmen L.U,-"vUI werden Vr..r'\nr"·... 

sie ein ."...,. .. ,"' ..... i' ....... nh ...... ' daher Dies 

Mitarbeitern der \'CH"''',,",'T' und den .... n,.'cor-r\ von Lizenzen. 

4. 

dem h ...tr"u!'!,h ist der altem Recht Unterneh­

die I\U~;)vl(:;HlU von 

mer. An dieser 

ändern. Insofern ist der 
Ino,n("\lrln.:::.n '~f"I,l.rrlC!t.:::.n und weiterhin r'V\r..",I,,..'h 

5. 

sowie Gesundheitsamt 

während des so dass hier 

Wir können uns hier 

In den Bereichen Veterinär- und 

nennenswerten 

kein 

her 

nicht 

die ihm im -:>1"'It"non der r<rr'nr\T''',..,r... ..-.'' 

eröffnet wird. Dies 
im \/Ot'Orlf"l":l n.•• "::.c,,,,,,, 

nnllA(1An und in denen da­

die 

vor der erstmali­

die 
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sowie die noch einmal näher 

untersucht werden. 

6. 

Ammerland \uc>r"c,n keineIm Rahmen des Betriebs der 

au:SqE~wllesE~nEm Investitionen ein so dass aus den im 

altem 

aus dessen I-<O'rnCl,n uns zur """"',"''1'''''',11'1''''',,,, In­

7. 

Bei der Kreisvolkshochschule handelt es schon derzeit um einen Die­

ser dürfte im Wesentlichen nach § 4 Nr. 22a Um­

sätze ...... r.,....... I .......... aus 

schlossen ist. 

Auch Ammerland ist der 

kreis bereits nach Intl:::\rnOhrnc..rOIt"10nc/"h!:ltf sowie am Um-

der I-(O\,~lIrlJ' lorr'\tllt"·htl."for Umsätze wird sich durch § 2b nichts ändern. inso­

fern ist auch der nl"' ..,... ..... t-I ............ der und 

8. 

an 

die 

Als 

nicht zu einer Landkreises. Wir 

ist davon dass im 

aus, dass 

Vielmehr 

im 1-.1"''''''''','''''"", 

r'!:lrn..."C' echte nichtsteuerbare 

9. 
Im I-<O,'-Ol,'n und ••• Ll... nl"" •••• sind ',... ... TITI'....... "'...... während des 

nicht so dass hier auch lonnnt'on1'I'!:I1 steckt. 

10. 

Für das .JODc,em[er ünUnOrll!:3 sind des 

n""(~'I'''''I''''I' daher in diesem Bereich nicht. 

Kurzgutachlen 



im I.J..., .... .,..",.... ..... der 

11 ermann und Partner 

11. 

In(;lsstelle und das Amt für Umwelt und \Ju~u~eon,II.IIr1l'e zählen 

in Rahmen 

dem Landkreis 

und 

Investitionen während des 

zu der .......... 1"... """'11"""'" on 

""... I'"' ... ...",.,. .... T werden. Diese 

Die 

Wettbewerb ist nicht Lu",rn<:n 

in rlIO,COOlrY'l I-l,ort:l",.,.h kein Vorsteuer­

12. 

an die der Förde­Amt Bauwesen 

im Jahr 2017 in Höhe von € ist davon 

gen. Im 

raums 

um die 

also nicht im Rahmen ,eines 

n"L~"'Tln",,=n während des 

von tiauaenenm ist des 

von .............. '-'1'.... , 

Personen des r\t+,~ntlj,.,.r,on 1.J"",.,. .... 1t'" ......... ,.;,.......... ist 

Da die 

im Sinne des § Die .....+,,""v"",,+ bleibt daher auch nach Inkrafttreten 

des § UStG 

14. 

Mit den vom Amt 

"r""r=.<:" bereits nach altem Der neue § UStG wird an dieser 

, ..... 1"'1"' ...\1...,.,11" .... nichts ändern. Da in I"'IIO,COO,r"n I-I,a ...a",.,. .... 

Bereich der , die der ..., ..... ,'""1/ ..''''''''' Ammerland an' 
rnITTO"~rl"\,I{O I-I,....·r ... ',c,...... ,.... im ....... ':JnrY1'on 

stellen nach unserer '-' ...,...." ........., .... "'1 nichtsteu­

dar. Ein umsatzsteuerlicher der die zum 

wird nicht 
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D. Fazit 

Nach uns vom 

sind während des 

nen denen sich durch eine 

I nvestitio­

ein Vorsteu­

realllSlerem und 

.rlC"hC'l"·ho !.JorC'l"'\,n des 1"\'I"T,~nTIII"''''',on Rechts vorInnC"~t'..,.I'I"'h kann sich eine 

des EuGH und des 2017 

BFH 

des § 
r.C"T""''''.'' ........... 

.... rU,,....,..,."'... der einzelnen ntcu',on unter 

der 

........... n
Personen des r.1"T''' .....TI.''' 

beurteilt. 

Gerne sind wir im Rahmen einer weiteren 

Dies sondern ebenso für 

die beiden 

zu 

deo 

I. 

umsatzsteuerbelastete 

ein 

dass im 1-l .... 'r.... 'I"''''' Im­

201 er­

l-lor.~11"'1"\ Ab­

hier­

1"\1C'I-:ln,1"1 nicht "'011'01"'1"1 I'IIQrYl~I"!'T wur­

auf die erwähnten In\lOC'1n1"I"\n"""n für Jahre vor 2017 aus der Recht­

zur der htt.:::.ntlll"' 

des 

weisen wir in I"1IC,C"OlrY'l eine 

vom 27. Juli 2012 

und hierzu seitens der 

lIorl"'iIl''II'~C' ein 

der er dies nach der 
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nannten Verfügung nur im Hinblick auf die Gesamtheit der in diesen Entscheidungen enthal­

tenen Grundsätze tun und sein Berufungsrecht nur einheitlich für das gesamte Unternehmen 

(d. h. den gesamten Haushalt, keine Rosinenpickerei) ausüben. 

Dies bedeutet für den Landkreis Ammerland: Sofern im Rahmen einer weitergehenden Un­

tersuchung festgestellt werden sollte, dass sich im Eigenbetrieb Immobilienbetreuung Vor­

steuerpotentiale für Zeiträume vor 2017 aus der neueren Rechtsprechung ergeben, wird in 

einem weiteren Schritt zusätzlicher Beratungsaufwand erforderlich werden, weil ermittelt 

werden muss, welche weiteren Folgen für den Gesamthaushalt des Landkreises sich aus der 

Anwendung der neuen Rechtsprechung ergeben. 

Daneben könnte eine Möglichkeit zum Vorsteuerabzug aus vor 2017 bezogenen Eingangs­

leistungen (auch ohne Berufung auf die neuere Rechtsprechung für die Jahre vor 2017) 

dann bestehen, wenn die Eingangsleistungen solche Wirtschaftsgüter betreffen, die erst 

nach 2016 in Betrieb genommen und unter Beachtung des § 2b UStG durch den Landkreis 

unternehmerisch genutzt (also bspw. entgeltlich vermietet) werden. 

Da es sich nach Auffassung der Finanzverwaltung bei der Zuordnungsentscheidung (von 

Eingangsleistungen zum unternehmerischen Bereich) um eine Prognoseentscheidung han­

delt, die sich grundsätzlich nach der im Zeitpunkt der Leistungsbezugs beabsichtigten Ver­

wendung für den Besteuerungszeitraum der erstmaligen Verwendung des Gegenstandes 

richtet (Abschn. 15.2 c Abs. 12 Satz 0 1 UStAE), ist der Landkreis Ammerland auch für Leis­

tungsbezüge vor 2017 als Unternehmer anzusehen und hat unter den weiteren Vorausset­

zungen Anspruch auf Vorsteuerabzug, wenn zum Zeitpunkt des Leistungsbezugs bereits 

feststeht, dass die Eingangsleistungen im Besteuerungszeitraum ihrer erstmaligen Verwen­

dung unternehmerisch zur Bewirkung steuerpflichtiger Ausgangsumsätze genutzt werden. 

Da die in Rede stehenden Investitionen mit Ausnahme des BBZ Objekte betreffen, die vom 

Landkreis Ammerland langfristig vermietet werden, und da die langfristige Vermietung durch 

eine Körperschaft des öffentlichen Rechts nach derzeitiger Rechtslage dem steuerlich nicht 

relevanten Bereich der Vermögensverwaltung zuzuordnen ist, kommt ein Vorsteuerabzug 

möglicherweise nur aus den Eingangsleistungen in Betracht, die nach der Verkündung des 

Steueränderungsgesetzes 2015 (am 2. November 2015) bezogen wurden. Denn in den Jah­

ren davor konnte noch keine Gewissheit über die gesetzliche Änderung bestehen und somit 

konnte auch nicht der Entschluss gefasst werden, die bezogenen Eingangsleistungen ab 

2017 unter Beachtung des § 2b UStG unternehmerisch zu verwenden. 

G:\Alamx_13998_Ammerland_Landkrei sI09_Projektel§ 2 b_CheckISWS-ArbeitspapiereI160914_ amx 13998 Kurzgutachten USt-HH-Check HPT _odocx 
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Sofern Sie dies wünschen, sind wir gerne bereit, die Frage des Vorsteuerabzugs aus den 

hier in Rede stehenden, vor 2017 bezogenen Eingangsleistungen im Rahmen einer weiter­

gehenden Prüfung zu untersuchen. In diesem Fall bitten wir um einen entsprechenden Hin­

weis. 

11. Eigenbetrieb Abfallwirtschaft 

Aufgrund der hohen laufenden umsatzsteuerlich belasteten Eingangsleistungen im Bereich 

Abfallwirtschaft stellt sich die Frage, ob sich hier möglicherweise ein Vorsteuerabzugspoten­

tial findet, welches zumindest anteilig - im Verhältnis der hoheitlichen zur unternehmerischen 

Tätigkeit - realisiert werden könnte. 

Um hier eine abschließende Beurteilung vornehmen zu können, muss eine detaillierte Prü­

fung der bereits bestehenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen vorgenommen werden. 

Gerade in der zukünftig geplanten verstärkten Zusammenarbeit mit verschiedenen Verbund­

partnern besteht grundsätzlich ein Gestaltungsspielraum, indem durch eine bewusste privat­

rechtli'che Ausgestaltung von Leistungsbeziehungen die Unternehmereigenschaft herbeige­

führt werden kann. 

Nach unserer Einschätzung darf im Rahmen einer solchen Prüfung aber nicht allein auf die 

Sicht des Landkreises Ammerland abgestellt werden, sondern es muss auch den Bedürfnis­

sen seiner Vertragspartner Rechnung getragen werden. Sofern der Eigenbetrieb Abfallwirt­

schaft im Rahmen von Interkommunalen Kooperationen Leistungen gegenüber anderen, im 

Bereich der Abfallentsorgung ebenfalls hoheitlich tätigen Einrichtungen erbringt, ist die Um­

satzsteuerpflicht nach unserer Einschätzung mit keinen Vorteilen verbunden. Denn der Ei­

genbetrieb erhält von seinen Leistungsempfängern grundsätzlich Entgelte auf der Grundlage 

von Vollkostenabrechnungen. Während der Eigenbetrieb im Rahmen seiner hoheitlichen 

Tätigkeit mit Bruttokosten belastet ist und diese weiterbelastet, muss er im Falle der Umsatz­

steuerpflicht seiner Leistungen (wegen der damit einhergehenden Vorsteuerabzugsberechti­

gung) die anteiligen Nettokosten zzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer (sofern er hierzu nach 

den getroffenen Vereinbarungen berechtigt ist) in Rechnung stellen. Der Eigenbetrieb kann 

nur Vorsteuern aus Eingangsleistungen abziehen, wenn er diese unternehmerisch und um­

satzsteuerpflichtig verwendet. Ein Vorteil ergibt sich nur dann, wenn der Leistungsempfänger 

ein zum Vorsteuerabzug berechtigter Unternehmer ist, weil diesem dann tatsächlich nur die 

Nettokosten aus den Eingangsleistungen des Eigenbetriebs entstehen. Ist der Leistungs­

empfänger hingegen eine im Bereich der Abfallwirtschaft hoheitlich tätige (und daher nicht 

G:lAlamx_13998_Ammerland_LandkreisI09_Projeklel§ 2 b_CheckISWS-ArbeilspapiereI160914_ amx 13998 Kurzgulachlen USI-HH-Check HPT _.docx 
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zum Vorsteuerabzug berechtigte) Einrichtung, verteuern sich im Falle der Umsatzsteuer­

pflicht die Leistungen des Eigenbetriebs Abfallwirtschaft für sie insoweit, als sie dem Abfall­

wirtschaftsbetrieb sämtliche Kosten, d. h. auch die umsatzsteuerlieh nicht belasteten Kosten 

(wie z. B. Personalkosten, Abschreibungen und kalkulatorische Zinsen) zzgl. Umsatzsteuer 

bezahlen muss. 

Aus diesem Grund sollte der Übergangszeitraum nach unserer Einschätzung genutzt wer­

den, um sich einen Überblick über die bestehenden Leistungsbeziehungen (aus Sicht des 

Eigenbetriebs als Leistender, der für seine Leistungen Entgelte z. B. in Form von Kostener­

staUungen erhält) zu verschaffen. Soweit der Eigenbetrieb Abfallwirtschaft Leistungen er­

bringt, die nach der derzeitigen Verwaltungsauffassung als nicht steuerbare hoheitliche Bei­

standsleistungen behandelt werden, muss der Übergangszeitraum genutzt werden, um die 

zugrundeliegenden Vereinbarungen - soweit erforderlich und möglich - an die Vorausset­

zungen anzupassen, die § 2b Abs. 3 UStG künftig für die Nichtsteuerbarkeit efner IKZ auf­

stellt. Wo dies nicht möglich ist, müssen entsprechende Umsatzsteuerklauseln in die Verein­

barungen aufgenommen werden. 

Eine weitere Änderung wird sich mit § 2b UStG nach derzeitiger Auffassung (d. h. vorbehalt­

lich des zu § 2b UStG erwarteten BMF-Schreibens) für die Verwertung werthaitiger Abfälle 

durch einen hoheitlich tätigen Abfallentsorger ergeben. Während der Verkauf werthaitiger 

Abfälle derzeit noch als hoheitliches Hilfsgeschäft von der Besteuerung ausgenommen ist, 

stellt diese Tätigkeit, die in der Regel aufgrund privatrechtlicher Vereinbarungen ausgeübt 

wird, unter Geltung des § 2b UStG eine aus umsatzsteuerlicher Sicht steuerbare und steuer­

pflichtige Lieferung dar. Ein Nachteil für den Eigenbetrieb Abfallwirtschaft ist hiermit nicht 

verbunden, da die Käufer in der Regel vorsteuerabzugsberechtigte Unternehmer sind, denen 

die Umsatzsteuer zusätzlich in Rechnung gestellt werden kann, sofern dies nach den ver­

traglichen Vereinbarungen möglich ist (auch das muss während des Übergangszeitraums im 

Rahmen eines entsprechenden Vertragsmanagements sichergestellt werden). Im Hinblick 

auf den umsatzsteuerpflichtigen Verkauf werthaitiger Abfälle muss aber überlegt werden, aus 

welchen Kosten der Abfallbeseitigung ein zumindest anteiliger Vorsteuerabzug geltend ge­

macht werden kann, weil zwischen ihnen und den steuerpflichtigen Ausgangsumsätzen ein 

direkter und unmittelbarer Zusammenhang besteht, wie er für die Vorsteuerabzugsberechti­

gung verlangt wird. 
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Schü I I ermann und Partner AG 

111. Empfehlung 

Vorbehaltlich einer weitergehenden Detailprüfung zu den unter I. und 11. beschriebenen 

Sachverhalten geben wir Ihnen für den Übergangszeitraum folgende Handlungsempferliung: 

1. 	 Im Hinblick auf den mit einer frühzeitigen Anwendung von § 2b UStG einhergehenden 

Verwaltungsmehraufwand sollte von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, das 

alte BgA-Recht während des Übergangszeitraums (ab 2017 bis längstens 2020) weiter 

anzuwenden. Hierzu ist gegenüber dem für den Landkreis Ammerland zuständigen Fi­

nanzamt bis zum Ende des Jahres 2016 eine entsprechende Erklärung (Option zur 

Beibehaltung des BgA-Rechts) abzugeben. 

2. 	 Während des Übergangszeitraumsmüssen folgende weitere Schritte umgesetzt wer­

den: 

Überprüfung von Tätigkeiten mit Einnahmenerzielung (z. B. Gebührenaufkom­


men im Bereich Veterinärwesen) auf ihre umsatzsteuerliehe Relevanz unter Gel­


tung von § 2b UStG, 


Erarbeitung einer tätigkeitsbezogenen Einnahme- und Kostenerfassung, damit 


zukünftig eine reibungslose Abgrenzung zwischen nichtunternehmerischen und 


unternehmerischen Tätigkeiten erfolgen kann und eine Einzelzuordnung von 


Sachkosten und ggf. Investitionen möglich ist, 


Erstellung einer Übersicht über die bestehenden Vereinbarungen (insbesondere 


im Bereich Abfallwirtschaft) mit Einnahmenerzielung und zur Überprüfung, ob 


und gegebenenfalls welche Änderungen im Hinblick auf § 2b UStG sinnvoll bzw. 


notwendig sind, 


Regelmäßiger Check, ob sich aufgrund weiterer Investitionen und einer genauen 


Zuordnung von Sachkosten ein Wechsel in das neue Recht nicht doch bereits vor 


dem Jahr 2021 als vorteilhaft erweist sowie 


Veranlagungszeiträume, soweit noch möglich und für die Zukunft, nicht bestand­


kräftig werden lassen, da die Option möglicherweise auch rückwirkend widerru­


fen werden kann. 


Daneben besteht - insbesondere für die aus den uns zur Verfügung gestellten Unterlagen 

ersichtlichen Investitionen in Jahren vor 2017 - die Möglichkeit zu überprüfen, ob und inwie­
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11 ermann und Partner AG 
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